
 
 

  

Geschäftszahl – beim Antworten bitte angeben 
U-ABF-6/1/188-2026 
Innsbruck, 28.07.2026 

Abfallbeseitigungsverband der Region 10, Leutasch; Bodenaushubdeponie "Ochsentanne" 
I. Antrag auf Verlängerung des Einbringungszeitraumes; 
II. Abänderung einer forstfachlichen Nebenbestimmung; 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG einer mündlichen Verhandlung 

ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG EINER MÜNDLICHEN 
VERHANDLUNG 

 

I. Allgemeines: 

Mit Bescheid vom 27.07.2001, Zl. U-2002-B/28, hat der Landeshauptmann von Tirol dem 
Abfallbeseitigungsverband der Region 10 die wasserrechtliche (Spruchpunkt A) und forstrechtliche 
(Spruchpunkt B) Bewilligung zur Errichtung und zum Betrieb einer Bodenaushubdeponie mit einer 
Gesamtkapazität von 90.000 m³ auf der Gp. 2880/1, KG Leutasch, unter Vorschreibung von diversen 
Auflagen und Befristungen erteilt. Der Einbringungszeitraum wurde bis zum 31.12.2019 befristet. 

Mit Bescheid des Landeshauptmannes von Tirol vom 07.07.2017, Zl. U-ABF-6/1/30-2017, wurde dem 
Abfallbeseitigungsverband der Region 10 die abfallwirtschaftsrechtliche Bewilligung für die Erweiterung der 
Bodenaushubdeponie „Ochsentanne“ auf dem Gst. Nr. 2880/1, KG 81118 Leutasch, mit einem 
Erweiterungsvolumen von 50.000 m³ (zusätzlich zur bisher genehmigten Kapazität von 90.000 m³) sowie 
die abfallwirtschaftsrechtliche Bewilligung für die befristete Rodung auf der Gst. 2880/1, KG 81118 Leutasch 
(Gst. 2880/1 – 1.840 m² zum Zwecke des Betriebes der Bodenaushubdeponie), erteilt. In Spruchpunkt B) 
des gegenständlichen Bescheides wurde gemäß § 48 Abs. 1 AWG 2002 die Frist für die Einbringung der in 
Spruchpunkt A) des Bescheides aufgelisteten Abfallarten für die gegenständliche Deponie (Bestand und 
Erweiterung) nach Maßgabe der weiteren Spruchpunkte mit 31.12.2025 festgesetzt. Darüber hinaus wurde 
im Spruchpunkt I. C) b) 4. des oben zitierten Bescheides eine Nebenbestimmung aus forstfachlicher Sicht 
festgelegt, wonach – zusammengefasst – sämtliche befristete Rodungsflächen bis spätestens 30.09.2026 
wieder aufzuforsten sind. 

 

II. Vorhabensbeschreibung: 

Mit Eingabe vom 07.05.2025, postalisch eingelangt am 23.07.2026 (OZl. 144), hat die Betreiberin einen 
Antrag auf Verlängerung des Einbringungszeitraumes um weitere 20 Jahre, sohin bis zum 31.12.2045, samt 
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Projektunterlagen bei der Abfallbehörde eingebracht. Gleichzeitig hat die Betreiberin einen Antrag auf 
Abänderung der in Spruchpunkt I. C) b) 4. des oben zitierten Bescheides festgesetzten forstfachlichen 
Nebenbestimmung, konkret die Verlängerung der Frist für die Aufforstung der befristeten Rodungsflächen 
ebenfalls um 20 Jahre, sohin bis zum 30.09.2046, eingebracht. 

Die Restkubatur beträgt ca. 76.000 m³ (Stand Ende Dezember 2025). Bei einer Verlängerung des 
Einbringungszeitraumes (ab Ende 2025), ergibt sich ein noch jährlich zu verbrauchendes Deponievolumen 
von ca. 3.800 m³. 

Zudem soll der Umfang der Abfallarten, welche mit Bescheid des Landeshauptmannes von Tirol vom 
07.07.2017, Zl. U-ABF-6/1/30-2017, bewilligt wurde (SN 31411 Sp 29 – 34), unverändert aufrecht bleiben. 
Die bisher genehmigten Deponiegrenzen und Höhen werden eingehalten und nicht verändert.  

 

III. Anberaumung einer mündlichen Verhandlung: 

Über dieses Ansuchen findet in Anwendung der §§ 40-44 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991, 
BGBl. Nr. 51/1991, zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 82/2025 (AVG), in Verbindung mit dem 
Abfallwirtschaftsgesetz 2002, BGBl. I Nr. 102/2002, zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 84/2024 (AWG 2002), 
die mündliche Verhandlung am 

 

Donnerstag, den 27.08.2026 

mit dem Zusammentritt der Verhandlungsteilnehmer 

um 09:00 Uhr 

im Sitzungssaal der Gemeinde Leutasch 

1. Stock, Kirchplatzl 128a, 6105 Leutasch  

statt. 

 

IV. Hinweise: 

Es steht den Parteien frei, persönlich oder durch einen bevollmächtigten Vertreter, der zur Abgabe 
vorbehaltsloser Erklärungen ermächtigt sein muss, an dieser Verhandlung teilzunehmen und allfällige 
Einwendungen vorzubringen. 

Beteiligte können persönlich zur mündlichen Verhandlung kommen, an ihrer Stelle eine/n Bevollmächtigte/n 
entsenden oder gemeinsam mit ihre/r/m Bevollmächtigten erscheinen. 

Bevollmächtigter kann eine eigenberechtigte natürliche Person, die volljährig und handlungsfähig ist und für 
die in keinem Bereich ein gerichtlicher Erwachsenenvertreter bestellt oder eine gewählte oder gesetzliche 
Erwachsenenvertretung oder Vorsorgevollmacht wirksam ist, eine juristische Person, eine 
Personengesellschaft des Handelsrechts oder eine eingetragene Erwerbsgesellschaft sein. Personen, die 
unbefugt die Vertretung anderer zu Erwerbszwecken betreiben, dürfen nicht bevollmächtigt werden. 

Der Bevollmächtigte muss mit der Sachlage vertraut sein und sich durch eine schriftliche Vollmacht 
ausweisen können. Die Vollmacht hat auf Namen oder Firma zu lauten. 

 

 

Eine schriftliche Vollmacht ist nicht erforderlich, 



3 / 3 

­ wenn die Vertretung durch eine zur berufsmäßigen Parteienvertretung befugte Person, z.B. einen 
Rechtsanwalt, Notar oder Wirtschaftstreuhändler erfolgt, 

­ wenn die Vertretung durch Familienmitglieder (z.B. Haushaltsangehörige, Angestellte, Funktionäre von 
Organisationen), die der Behörde bekannt sind, erfolgt und kein Zweifel an deren Vertretungsbefugnis 
besteht, 

­ wenn der/die Beteiligte gemeinsam mit dem Bevollmächtigten an der Verhandlung teilnimmt. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verhandlung – abgesehen von der persönlichen Verständigung –  

­ durch Anschlag an der Amtstafel der Gemeinde Leutasch 

­ durch Veröffentlichung im Internet (https://www.tirol.gv.at/buergerservice/kundmachungen/)  

kundgemacht wird/wurde. 

Als Antragsteller beachten Sie bitte, dass die Verhandlung in Ihrer Abwesenheit durchgeführt oder auf Ihre 
Kosten vertagt werden kann, wenn sie diese Verhandlung versäumen (Ihr Vertreter der Sie versäumt). Wenn 
Sie aus wichtigen Gründen – z. B. Krankheit, Gebrechlichkeit oder Urlaubsreise – nicht kommen können, 
teilen Sie dies sofort mit, damit allenfalls der Termin verschoben werden kann.  

Als sonst Beteiligter beachten Sie bitte, dass Sie, wenn Sie Einwendungen gegen den Gegenstand der 
Verhandlung nicht spätestens am Tag vor Beginn der Verhandlung bei der Behörde bekannt geben oder 
während der Verhandlung vorbringen, insoweit Ihre Parteistellung verlieren. 

Wenn Sie jedoch durch ein unvorhergesehenes oder unabwendbares Ereignis verhindert waren, rechtzeitig 
Einwendungen zu erheben und Sie kein Verschulden oder nur ein minderer Grad des Versehens trifft, 
können Sie binnen zwei Wochen nach Wegfall des Hindernisses, das Sie an der Erhebung von 
Einwendungen gehindert hat, jedoch spätestens bis zum Zeitpunkt der rechtskräftigen Entscheidung der 
Sache, bei uns Einwendungen erheben. Diese Einwendungen gelten dann als rechtzeitig erhoben. Bitte 
beachten Sie, dass eine längere Ortsabwesenheit kein unvorhergesehenes oder unabwendbares Ereignis 
darstellt. 

 

V. Antragsunterlagen: 

Die Einreichunterlagen liegen bis zum Tag der mündlichen Verhandlung beim Amt der Tiroler 
Landesregierung, Abteilung Umweltschutz, Zimmer B144, Eduard-Wallnöfer-Platz 3, 6020 Innsbruck, sowie 
in der Gemeinde Leutasch zur Einsichtnahme auf. 

 

 

Für den Landeshauptmann: 

Mag. Alexander Mitter 

3.  
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